
Amtliche Bekanntmachung Nr. 24/2013  
 

Satzung 
 

vom 16.05.2013 über die Änderung der Satzung der Stadt Herzogenrath über die Inanspruchnahme von Angeboten 
in der Kindertagespflege und die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme von Angeboten 
in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege vom 28.10.2008 -Kinderfördersatzung (Kfs)- in der Fassung 
der Änderungssatzung vom 13.12.2011  
  
  
Präambel  
  
Der Landesgesetzgeber hat in dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz –KiBiz-) 
die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege unter den Aspekten Erziehung, Bildung, Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf und qualitativer Gleichwertigkeit der Betreuungsangebote landesrechtlich zusammenge-
fasst.  
  
Die Jugendämter der Städte Alsdorf, Eschweiler, Herzogenrath, Stolberg und Würselen haben das gemeinsame Ziel, die 
Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege nach einheitlichen Maßstäben abzuwickeln. 
Dies dient der Rechtssicherheit, Transparenz und Akzeptanz durch die Familien in der Städteregion Aachen.   
  
Vor diesem Hintergrund und aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land  
Nordrhein-Westfalen (GO-NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.  
NRW. S. 666/SGV. NRW. S. 2023), zuletzt geändert durch Gesetze vom 18.09.2012 (GV. NRW. S. 436) i.V.m. §§ 23, 24, 
90 SGB VIII des Achten Buches Sozialgesetzbuch, neugefasst durch Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), 
zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 15.02.2013 (BGBl. I S. 254), sowie der §§ 4, 17 und 23 des Geset-
zes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz –KiBiz-) vom 30.10.2007 (GV. NRW. S. 462), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.07.2011 (GV. NRW. S. 385) hat der Rat der Stadt Herzogenrath nachfolgende Än-
derungssatzung beschlossen. 
 

§ 1 
  

Änderung der Kinderfördersatzung -(Kfs)- 
  
Die Satzung der Stadt Herzogenrath über die Inanspruchnahme von Angeboten in der Kindertagespflege und die Erhe-
bung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kinderta-
gespflege vom 28.10.2008 -Kinderfördersatzung -(Kfs)- in der Fassung der Änderungssatzung vom 18.10.2011 wird wie 
folgt geändert:  
  
1.  § 1 wird wie folgt geändert:  
  
 a) In Absatz 1 wird der letzte Satz gestrichen.  
  
2.  § 4 wird wie folgt geändert:  
  
 a) Absatz 1 wird neu gefasst:  
  

„Die Inanspruchnahme von Kindertagespflege für Kinder, die das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ori-
entiert sich an den Vorgaben des § 24 Abs. 1 SGB VIII.“  

   
b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte “drei Jahre“ durch die Worte “einem Jahr“ sowie der Begriff “Kindergartenplatz“ 

durch den Begriff “Betreuungsplatz“ ersetzt.  
   

§ 2 
 

Inkrafttreten 
    
Diese Satzung tritt am 01.08.2013 in Kraft.  
  
  

Bekanntmachungsanordnung  

Die vorstehende Satzung vom 16.05.2013 über die Änderung der Satzung der Stadt Herzogenrath über die Inanspruch-
nahme von Angeboten in der Kindertagespflege und die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme 
von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege vom 28.10.2008 -Kinderfördersatzung (Kfs)- in der 
Fassung der Änderungssatzung vom 13.12.2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit gültigen Fas-
sung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 



a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Herzogenrath, den 16.05.2013 
gez.: Christoph von den Driesch 
Bürgermeister 


